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LANDESVERWALTUNGSAMT 

" SACHSEN-ANHALT 

Die Übertragung hoheitlicher Befugnisse auf Beamte soll ein stetiges und 

insbesondere von parteipolitischen Erwägungen unabhängiges Funktionieren 

des Staatswesens gewährleisten {vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 30. Januar 

2003 - 9 A 86/02 - juris). Zum einen garantiert die Übertragung auf Beamte 

so ein gewisses Maß an Unabhängigkeit bei deren Entscheidungsfindung, 

II. KVG LSA 

Gern. § 75 Abs. 1 KVG LSA sind die Kommunen verpflichtet! die zur Erfül- 

lung ihrer Aufgaben erforderlichen geeigneten Beschäftigten einzustellen. 

Hoheitliche Aufgaben sind in der Regel durch Beamte zu erfüllen. 

1. Verfassungsrechtliche Vorgaben 

Nach Art. 33 Abs. 4 GG ist die Ausübung hoheitlicher Befugnisse als ständi- 

ge Aufgabe in der Regel Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die in einem 

öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen, zu übertragen 

(Funktionsvorbehalt). Damit unterliegen die Kommunen, unabhängig davon, 

dass sie im Rahmen ihrer Organisationsgewalt und Personalhoheit grund- 

sätzlich selbst festlegen, wie viele Planstellen sie für Beamte vorsehen und 

mit ihnen besetzen, den unmittelbar geltenden verfassungsrechtlichen Ein- 

schränkungen. 

Zur Frage von Verbeamtungen in der kommunalen Praxis gibt das MI LSA, 

nach Anhörung der Kommunalen Spitzenverbände, aus gegebenem Anlass, 

folgende Hinweise: 

Bezug: Erlass des MI LSA vom 12.02.2016, Az.: 31.22-10403131.21-10120 
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1. Eingriffsverwaltung 

Tätigkeiten im Rahmen der Eingriffsverwaltung, also der Teil der öffentlichen Verwaltung, der Kraft 

hoheitlicher Anordnung in die Rechtsposition der Bürger eingreift, unterliegen diesem Funktions- 

vorbehalt. Diese Tätigkeiten erfordern die als Dienstpflicht besonders ausgestaltete Verlässlich- 

Nur sofern ein dienstliches Bedürfnis besteht, dürfen zeitweilig nicht besetzte Planstellen vorüber- 

gehend auch mit nicht beamteten Beschäftigten einer vergleichbaren oder niedrigeren Entgelt- 

gruppe besetzt werden (§ 5 Abs. 5 KomHVO). Hierzu ist auf den Beschluss des OVG Sachsen- 

Anhalt vom 20. März 2013 (5 L ?/12 - juris) hinzuweisen, wonach eine nicht nur vorübergehende 

Beschäftigung nichtbeamteter Beschäftigter auf einer (Beamten)Planstelle gemeindehaushalts- 

rechtlich nicht zulässig ist. Andererseits werden Vertretungsfälle, selbst dann, wenn die Abwesen- 

heitsvertretung für einen vorübergehenden Zeitraum zeitlich überwiegt, hiervon nicht erfasst 

(SAG, Urteil vom 16. April 2015- 6 AZR 242/14- juris). 

III. Grundsätzliche Ausweisungspflichten 

Über die konkreten kommunalverfassungsrechtlichen Vorgaben hinaus sind hoheitsrechtliche Be- 

fugnisse der Eingriffs- und Leistungsverwaltung mit Ausnahme von rein wirtschaftlich-fiskalischer 

Natur und Dienstleistungsbetrieben vorrangig Berufsbeamten zu übertragen. Eine hoheitliche Tä- 

tigkeit setzt eine hinreichend qualifizierte Ausübung von Sonderrechten, Hoheitsprivilegien oder 

Zwangsbefugnissen voraus (LAG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 26. November 2014 - 4 Sa 274/13 

- juris). Hoheitliche Befugnisse übt derjenige aus, der zeichnungsbefugt ist, mithin regelmäßig der 

jeweilige Amtsleiter (vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 30. Januar 2003 - 9 A 86/02- juris). 

Im Hinblick darauf, dass der Vertreter der o. g. Funktionen ebenfalls ständig mit diesen Aufgaben 

befasst ist, sollten ebenso alle Vertretungspositionen dieser Ämter als Beamtenstellen ausgewie- 

sen und entsprechend besetzt werden. Dabei ist zugleich auf eine der Größe der jeweiligen 

Kommune angemessene Organisations- und Personalstruktur zu achten (vgl. § 68 Abs. 1 KVG 

LSA, § 1 Abs. 2 KomBesVO). 

Für folgende Funktionen ist nach dem Kommunalverfassungsgesetz ein hauptamtliches Beam- 

tenverhältnis zwingend vorgeschrieben: 

• Hauptverwaltungsbeamte (§ 60 KVG LSA) 

• Beigeordnete (§ 68 KVG LSA) 

• Leiter des Rechnungsprüfungsamtes (§ 139 Abs. 2 KVG LSA) 

denn Beamte werden regelmäßig auf Lebenszeit ernannt und haben Anspruch auf Alimentation. 

Zum anderen dient die Besetzung von Stellen, auf welchen hoheitliche Funktionen ausgeübt wer- 

den, mit Beamten - nicht zuletzt aufgrund fehlenden Streikrechts - der Stetigkeit der Aufgabener- 

füllung. 
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Aber auch die Leitung der Personaldienststelle, d. h. die unmittelbare Vollzugsstelle für die Ent- 

scheidungen des Hauptverwaltungsbeamten als Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde 

der kommunalen Beamten, übt zumindest insofern hoheitliche Aufgaben aus und fällt unter den 

Funktionsvorbehalt. Dort ist sicherzustellen, dass Entscheidungen des Hauptverwaltungsbeamten 

von den Bediensteten der Kommune umgesetzt werden. Demzufolge ist es für die Funktionsfähig- 

keit der Kommune angezeigt, in diesem Bereich Beamte einzusetzen. 

2. Leistungsverwaltung 

. Zu den mit hoheitlichen Aufgaben ausgestalteten Bereichen der Leistungsverwaltung und Da- 

seinsvorsorge zählen regelmäßig die staatlichen Leistungen zur Sicherung der Existenz der 

Menschen, die aufgrund hoheitlicher Maßnahmen vergeben werden (z.B. Leistungen im Zusam- 

menhang mit der Grundsicherung für Arbeitssuchende, Sozialhllfe), die Abwasserbeseitigung 

(z. B. Planung des Abwassernetzes, Bearbeitung von Grundstücksentwässerungsanträgen), die 

Abfallbeseitigung (z. B. deren Überwachung) sowie das Standesamt (z. B. Beurkundung von 

Eheschließungen, Geburten, Sterbefälle). 

Das VG Halle hat für den Leiter der Ordnungsverwaltung aufgrund der Wahrnehmung hoheitli- 

cher Tätigkeiten den Funktionsvorbehalt und damit das Erfordernis der Besetzung der Stelle mit 

einem Beamten bestätigt (Beschluss vom 29. April 2013 - Az. 5 B 50/13). 

Nach dem LAG Mecklenburg-Vorpommern ist die Stelle eines Sachgebietsleiters „Gaststätten- 

gewerbe und -überwachung/ Veranstaltungen" dem Bereich der Eingriffsverwaltung zuzuord- 

nen und typischerweise mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse verbunden; sie kann aus- 

schließlich für Beamte ausgeschrieben werden (Urteil vom 15. Juli 2014 - 5 SaGa 1/14 - juris). 

keits-, Stetigkeits- und Rechtstreue von Beamten. Klassische Bereiche der Eingriffsverwaltung 

stellen die Ordnungsverwaltung (z. B. allgemeine sicherheitsbehördliche Aufgaben nach dem 

SOG LSA, Melde-, Pass- und Ausweiswesen, Überwachung des ruhenden Verkehrs, Bearbeitung 

von Verkehrsordnungswidrigkeiten, Kfz-Zulassung, Führerscheinangelegenheiten), die Steuer- 

und Abgabenverwaltung (z. B. Festsetzung von Gebühren und Beiträgen einschließlich Er- 

schließungs- und Straßenausbaubeiträgen, Grundsteuer- und Grunderwerbssteuerangelegenhei- 

ten, Festsetzung von Vorauszahlungen, Bearbeitung der Anträge auf Aussetzung oder Stundung), 

die Gewerbeverwaltung (z.B. An-, Ab- und Ummeldung von Gewerbebetrieben, Bearbeitung 

und Erteilung von gewerberechtlichen und gaststättenrechtlichen Erlaubnissen, Handel und sons- 

tiges Gewerbe, Einleitung von Bußgeldverfahren, Erlass von Ordnungsverfügungen) und die Fi- 

nanzverwaltung (z.B. Kassenaufsicht, finanzielle Zuweisungen, Vollstreckungsmaßnahmen wie 

Pfändungsaufträge) dar. 

Seite 315 



V. Zusammenfassung 

Den unmittelbar a.eltenden verfassungsrechtlichen Vorgaben ist bei der Ausweisung von Stellen 

Geltung zu verschaffen. Das Kommunalverfassungsrecht des Landes enthält einzelne Ämter, die 

Beamten vorbehalten sind. Für alle Vertreter dieser Ämter kann nichts anderes gelten. Der verfas- 

sungsrechtliche Funktionsvorbehalt erfasst darüber hinaus sowohl die Eingriffs- als auch die Leis- 

tungsverwaltung. Insbesondere Amtsleiterstellen und sonstige zeichnungsbefugte Stellen sowie 

diejenigen, die unmittelbar Hoheitsverwaltung und Sonderrechte ausüben oder Hoheitsprivilegien 

oder Zwangsbefugnisse innehaben, sind als Beamtenstellen auszuweisen und entsprechend zu 

besetzen. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Verwaltung gebietet es da- 

bei, zuvörderst alle unbesetzten (Beamten)Planstellen mit Beamten zu besetzen, da für diese 

Stellen eine Umlage gezahlt wird. 

Vor dem Hintergrund, dass durch entsprechende personalwirtschaftfiche Maßnahmen Haushalte J 
der Kommunen in erheblichem Umfang entlastet werden können, sind die o. g. unbesetzten Stel- ~ 

len, für die Umlagen gezahlt werden, primär in die Prüfung auf Besetzung mit Beamten einzube- 

ziehen. 

IV. Personalwirtschaft 

Darüber hinaus ist gern. § 30 der Satzung des Kommunalen Versorgungsverbandes Sachsen- 

Anhalt (KVSA) eine Umlage für unbesetzte Stellen in Höhe von derzeit 40 v. H. zu zahlen, solange 

der KVSA noch eine Versorgung an frühere Stelleninhaber oder deren Hinterbliebene gewährt. Da 

diese Umlagepflicht entfällt, wenn für den bisherigen Versorgungsinhaber eine neuer - beim Mit- 

glied bisher nicht verbeamteter - Beamter angemeldet wird, ist die Wiederbesetzung mit einem 

Beamten auch aus personalwirtschaftlicher Sicht sinnvoll. Dies ergibt sich auch aus einem Ver- 

gleich (Stand 1. Juli 2015) der beim KVSA insgesamt angemeldeten Beamten (3 115) im Verhält- 

nis zu der Anzahl nicht besetzter Stellen (543), für die eine Umlage in Höhe von 40 v. H. zu zahlen 

ist. Zu diesem Umlagehebesatz weise ich darauf hin, dass dieser als Ausfluss des versiche- 

rungsmathematischen Gutachtens jährlich durch die Verbandsversammlung beschlossen wird und 

insoweit auch eine Absenkung infolge höherer Anmeldezahlen denkbar ist. Legt man die durch- 

schnittlich zu zahlende Umlage zugrunde, werden aktuell und bei Nichtbesetzung regelmäßig über 

einen langen Zeitraum von Kommunen monatlich etwa 962 652 EURO für unbesetzte Stellen an 

Umlagen gezahlt. 

Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass eine Kommune sich auf dem Weg zu einer mo- 

dernen Dienstleistungsverwaltung befinde. Denn dies führt nicht dazu, dass die Kommune be- 

stimmte hoheitliche Aufgaben nicht mehr wahrnehmen muss. Die Bindung an die verfassungs- 

rechtlichen und sonstigen gesetzlichen Vorgaben wird durch Umwandlung der Struktur und der 

Form der Aufgabenwahrnehmung einer Verwaltung nicht berührt. 
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Im Auftrag 

Einen ersten Bericht über den Stand der Umsetzung erbitte ich zum 10. Juni 2016. 

Die Kommunalaufsichtsbehörden haben im Rahmen der kommunalaufsichtsrechtlichen Befugnis- 

se zu gewährleisten, dass 

• die unbesetzten (Beamten)Planstellen, für die eine Umlage gezahlt wird, mit Beamten be- 

setzt werden, 

• im Sinne dieser Rundverfügung eine Ausweisung von Stellen als Beamtenplanstellen vor- 

genommen wird und 

• diese nicht dauerhaft mit Tarifbeschäftigten besetzt werden. 

Die Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden sind über diese Rundverfügung in geeigneter 

Weise zu unterrichten. 
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